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I/A:  Äußerungen der Öffentlichkeit 
 
I/A 01: 236_I_3(1)_Äußerung_01, Schreiben vom 13.04.2018 
 

                      
 
  

1) 

2) 

3) 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Zu 1): Im Sinne der Rechtssystematik des Baugesetzbuches ist ein Unternehmen kei-

ne Behörde oder Träger öffentlicher Belange gemäß §§ 4 Abs. 1 und 2 BauGB. 
Es handelt sich hierbei um einen Teil der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 und 2 
BauGB.  
Die Öffentlichkeit wird in Leverkusen durch die ortsübliche Bekanntmachung im 
Amtsblatt und über das Internet über anstehende Auslegungen von Bauleitplä-
nen informiert.  
Der Äußerung des Eingebers, im nächsten Verfahrensschritt als Träger öffentli-
cher Belange gem. § 4 Abs.1 BauGB beteiligt zu werden, kann daher aufgrund 
der Rechtssystematik nicht entsprochen werden. Dennoch wird der Eingeber im 
nächsten Verfahrensschritt, der öffentlichen Auslegung, als Teil der Öffentlich-
keit die Möglichkeit haben, eine Stellungnahme abzugeben. Stellungnahmen 
der Öffentlichkeit und Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange sind 
grundsätzlich gleichberechtigt zu behandeln; dem Eingeber entsteht durch die 
Zuordnung als Teil der Öffentlichkeit keinerlei Nachteil bei der Berücksichtigung 
seiner Stellungnahme. Sollte sich der Bedarf für eine konkrete Abstimmung ab-
zeichnen, wäre es z. B. im Rahmen der öffentlichen Auslegung möglich, dem 
nachzukommen. 

Zu 2): Die Einzelgutachten gehen bezüglich des Detailierungs- und Informationsum-
fanges zu den Betrieben nicht über den Inhalt des veröffentlichten gesamtstäd-
tischen Seveso-II-Gutachtens hinaus. 

Zu 3): Die von Seiten der Stadt Leverkusen erstellte Vorprüfung (Seveso-Vorprüfung – 
Integriertes Handlungskonzept Leverkusen- Wiesdorf - Projekt 27 Quartiers-
treffpunkt Dönhoffstraße/Alte Feuerwache, Stadt Leverkusen Fachbereich 
Stadtplanung in Zusammenarbeit mit der Bauaufsicht, Leverkusen, 19.10.2017) 
wurde durch eine gutachterliche Stellungnahme des TÜV Rheinland (Stellung-
nahme zur Seveso-Vorprüfung Projekt 27 Quartierstreffpunkt Dönhoffstraße / 
Alte Feuerwache in Leverkusen, TÜV Rheinland, Köln, 07.11.2017) bestätigt.  

 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Äußerung im Punkt 1) wird teilweise gefolgt. 
Die Äußerungen in den Punkten 2) und 3) werden zur Kenntnis genommen. 
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I/A 01: 236_I_3(1)_Äußerung_02, Schreiben vom 16.04.2018 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung:  
 
Zu 1): Da es sich um einen intensiv genutzten, innerstädtischen Bereich handelt, der 

zudem mit Neubauten erweitert werden soll, sind die Möglichkeiten einer inten-
siven Begrünung eingeschränkt. Die Verwendung von einheimischen Pflanzen 
und Bäumen ist hierbei jedoch von Seiten der Stadtverwaltung vorgesehen. 

Zu 2): Da es sich mit Ausnahme der kleinen Trafofläche um ein städtisches Grund-
stück handelt, sind detaillierte Festsetzungen im Bebauungsplan nicht notwen-
dig. Fassaden- und Dachbegrünungen können über den Baubeschluss zur Er-
weiterung der Schulgebäude und der Umnutzung der Feuerwache zu einem 
Quartierstreffpunkt umgesetzt werden.  

 Eine Dachbegrünung des Neubaues OGS/Mensa wird umgesetzt. Die Fassa-
den der Neubauten werden auf Grundlage der überarbeiteten Entwürfe des Re-
alisierungswettbewerbes nicht eingegrünt. Eine Begrünung von Zäunen ist aus 
Gründen der sozialen Kontrolle in dieser Lage nicht sinnvoll. 

Zu 3): Gartenflächen, Vorgärten u. ä. sind nicht vorgesehen, deshalb erübrigt sich die 
Festsetzung. 

Zu 4): Die Verwendung von einheimischen Pflanzen und Bäumen ist sinnvoll, muss 
aber auf einer fast ausschließlich städtischen Fläche nicht geregelt werden.      
Die Verwendung von einheimischen Pflanzen und Bäumen ist hierbei jedoch 
von Seiten der Stadtverwaltung vorgesehen. 

Zu 5): Da es sich fast ausschließlich um ein städtisches Grundstück handelt, sind de-
taillierte Festsetzungen im Bebauungsplan nicht notwendig. Die Forderung zur 
Anbringung von Nisthilfen an den Gebäuden wird zur Kenntnis genommen und 
wird im Rahmen der Möglichkeiten umgesetzt. Die Äußerung wurde hierzu an 
den FB 65 - Gebäudewirtschaft weitergeleitet. 

Zu 6): Die Nutzung von Solarkollektoren und Photovoltaikanlagen für alle Gebäude im 
Bebauungsplan festzusetzen, ist nicht sinnvoll, da es sich größtenteils um städ-
tische Bestandsgebäude handelt. Die Forderung zur Nutzung von Solarkollek-
toren und Photovoltaikanlagen für alle Gebäude wurde an den FB 65 -
Gebäudewirtschaft weitergeleitet. Die Installation von Anlagen zur Nutzung der 
Sonnenenergie auf dem Neubau der Turnhalle wird geprüft. 

Zu 7): Der Hinweis auf die Auswahl der Beleuchtung unter Aspekten des Insekten-
schutzes wurde an den FB 65 - Gebäudewirtschaft weitergeleitet. 

Zu 8): Der Hinweis auf die Beklebung der Glasflächen zur Vermeidung von Vogel-
schlag wurde an den FB 65 - Gebäudewirtschaft weitergeleitet. 

Zu 9): Entsprechende Hinweise wurden in den Bebauungsplan aufgenommen. 
Der Hinweis auf die Schutzwürdigkeit der genannten Tiere wurde weiterhin an 
den FB 65 - Gebäudewirtschaft weitergeleitet.  
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Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Äußerung im Punkt 9) wird gefolgt. 
Der Äußerung im Punkt 1) wird teilweise gefolgt. 
Die Äußerungen in den Punkten 7) und 8) werden zur Kenntnis genommen. 
Den Äußerungen in den Punkten 2), 3), 4), 5) und 6) wird nicht gefolgt. 
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I/B:  Äußerungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 
I/B 01: Fachbereich Umwelt, Schreiben vom 26.03.2018 
 

322-be         26.03.18 
Brigitte Beier-Witte 
Tel.: 32 40 
 
 
 
61 – Herrn Burau 
 
 
Bebauungsplan Nr. 236/I „Wiesdorf - Grundschulen Dönhoffstraße“ 
- Ihre Bitte um Stellungnahme vom 07.02.18 
 
 
 
Nach fachbereichsinterner Prüfung nehme ich wie folgt Stellung: 
 

1) Natur- und Landschafts-/Artenschutz (Herr Kossler, 32 47) 
 
Die Belange des Natur-, Landschafts- und Artenschutz werden im noch 
ausstehenden Umweltbericht gewürdigt. Die aus der Sicht der Unteren Na-
turschutzbehörde (UNB) notwendigen Aspekte wurden FB 61 bereits mit 
angehängter Stellungnahme mitgeteilt. 
 

2) Klima/Luft (Herr Lattka, 32 45) 
 
Das Plangebiet liegt in einem der am dichtesten bebauten, überwiegend 
versiegelten Bereiche von Leverkusen. Es weist die typischen Eigenschaf-
ten eines Stadt-Klimatopes auf, in welchem in der warmen Jahreszeit tags-
über eine starke Aufheizung bei ausbleibender nächtlicher Abkühlung zu 
beobachten ist. Derartige Gebiete mit dem sogenannten „Wärmeinsel-
Effekt“ zeichnen sich auch durch relativ niedrige Luftfeuchtigkeit und einen 
eigeschränkten Luftaustausch aus. 
Die lufthygienische Situation im Plangebiet kann als unproblematisch be-
zeichnet werden. An der nur ca. 250 m entfernt gelegenen Currenta-
Luftmessstation Adolfsstraße werden Werte gemessen, die die geltenden 
Grenzwerte gem. 39. BImSchV für Stickstoffdioxid (NO2) sowie Feinstaub 
PM10 und PM2,5 deutlich unterschreiten. 
 
Neben der angestrebten Umsetzung der Klimabausteine Nr. 2 und Nr. 6 
sollte im Falle des o.g. Plangebietes aufgrund seiner stadtklimatischen La-
ge auch der Klimabaustein Nr. 5 „Grüne Siedlung“ berücksichtigt werden. 
Es wird angeregt, alle geeigneten Fassaden innerhalb des Plangebietes 
möglichst intensiv (mit unterschiedlichen, darunter immergrünen Gewäch-
sen) zu begrünen.  
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Dies würde nicht nur ökologisch-stadtklimatische Vorteile mit sich bringen, 
sondern auch die Attraktivität und die Aufenthaltsqualität in den öffentlich 
zugänglichen Räumen erhöhen. Baumanpflanzungen bzw. die Sicherung 
des vorhandenen Bestands könnten diesen Effekt weiter verstärken. 
 

3) Vorsorgender Lärmschutz (Herr Becher, 32 48) 
 
Die Geräuschverhältnisse im Plangebiet werden im Wesentlichen bestimmt 
durch die Hauptstraße. 
Der Mittelungspegel LDEN nach VBUS liegt laut Schallimmissionskataster 
der Stadt Leverkusen (LÄRMKONTOR GmbH, 2014) im Bereich der Haupt-
straße zwischen > 60 dB(A) und <= 65 dB(A). Der Mittelungspegel für den 
Nachtwert Lnight liegt in Teilen des Plangebietes zwischen 50 dB(A) und 55 
dB(A).  
Es ist davon auszugehen, dass die Orientierungswerte der DIN 18005 
„Schallschutz im Städtebau“ im Plangebiet tags und nachts kleinräumig 
überschritten werden können. Als Schutzniveau wird ein Orientierungswert 
von 60 dB(A) tags angesetzt. 
In Beiblatt 1 zu DIN 18005, Teil 1 heißt es zu der Problematik der Über-
schreitung der schalltechnischen Orientierungswerte:  
„In vorbelasteten Bereichen, insbesondere bei vorhandener Bebauung, be-
stehenden Verkehrswegen und Gemengelagen, lassen sich die Orientie-
rungswerte oft nicht einhalten. Wo im Rahmen einer Abwägung mit plausib-
ler Begründung von den Orientierungswerten abgewichen werden soll, soll-
te möglichst ein Ausgleich durch andere geeignete Maßnahmen (z.B. ge-
eignete Gebäudeanordnung und Grundrissgestaltung, bauliche Schall-
schutzmaßnahmen, insbesondere für Schlafräume) vorgesehen und pla-
nungsrechtlich abgesichert werden.“ 
Im Bebauungsplan sind maßgebliche Außenlärmpegel gem. DIN 4109 (Ja-
nuar 2018) „Schallschutz im Hochbau“ als Schutz vor schädlichen Umwelt-
einwirkungen (§ 9 Abs.1 Nr. 24 BauGB) festzusetzen.  
 
Aufgrund der vorliegenden Lärmkarten kann nicht ausgeschlossen werden, 
dass die Orientierungswerte der DIN 18005 im nördlichen Bereich des 
Plangebietes geringfügig überschritten werden. Dies ist insbesondere auf 
die Verschiebung der Baugrenze bis unmittelbar an die Hauptstraße zu-
rückzuführen. Als maßgeblicher Außenlärmpegel sollte für den gesamten 
Geltungsbereich 65 dB(A) festgesetzt werden. Dies entspricht einer ur-
sprünglichen Festsetzung gemäß Lärmpegelbereich III. Über eine Öff-
nungsklausel sollte sichergestellt werden, dass im Rahmen der Baugeneh-
migung von dieser Festsetzung abgewichen werden kann, wenn durch ei-
nen Sachverständigen ein niedrigerer maßgeblicher Außenlärmpegel nach-
gewiesen wird.  
Mit dieser Vorgehensweise wird sichergestellt, dass die Anforderungen an 
den Schallschutz gewahrt bleiben und gleichzeitig keine überdimensionier-
ten Festsetzungen getroffen werden.  
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Kinderspielflächen und Freiflächen von Schulen sind gegenüber dem öffent-
lichen Verkehrslärm als schutzbedürftig einzustufen. Das Schutzniveau ori-
entiert sich an der Einhaltung der schalltechnischen Orientierungswerte 
gemäß DIN 18005 tags von 55 dB(A) für Friedhöfe, Kleingartenanlagen und 
Parkanlagen. Trotz einer ggf. möglichen Überschreitung dieses Orientie-
rungswertes ist die Verständlichkeit für Anweisungen von Aufsichtsperso-
nen gewahrt. Der empfohlene Schwellenwert liegt hierfür bei einem Beurtei-
lungspegel von 62dB(A). 
Vorschlag textliche Festsetzung: 
Bei der Errichtung und Änderung von Gebäuden sind die Außenbauteile schutzbedürftiger 
Räume mindestens gemäß den Anforderungen nach DIN 4109-1 „Schallschutz im Hoch-
bau – Teil 1: Mindestanforderungen“, Januar 2018, Kapitel 7 (DIN 4109-1: 2018-01) aus-
zubilden. Als Mindestanforderung wird im Plangebiet ein maßgeblicher Außenlärmpegel 
von 65dB(A) festgesetzt. Im Rahmen der jeweiligen Baugenehmigungsverfahren ist die 
Eignung der für die Außenbauteile der Gebäude gewählten Konstruktionen nach den Krite-
rien der DIN 4109 (Januar 2018) nachzuweisen. 

Bei Wohnungen sind die dem Schlafen dienenden Räume, die nicht über ein Fenster zu 
Fassaden mit Beurteilungspegeln ≤ 45 dB(A) nachts verfügen mit einer geeigneten, fens-
terunabhängigen Lüftung auszustatten (z.B. schallgedämmte Lüftungssysteme). 

Ausnahmsweise kann von den getroffenen Festsetzungen zum passiven Schallschutz ab-
gewichen werden, soweit mittels eines Sachverständigen für Schallschutz nachgewiesen 
wird, dass infolge eines niedrigeren maßgeblichen Außenlärmpegels geringere Anforde-
rungen an die erforderlichen Schallschutzmaßnahmen zu stellen sind. 

Hinweis: Bezüglich der vorstehend verwendeten Begriffe und Verfahren wird auf die DIN 
4109 "Schallschutz im Hochbau", Januar 2018 (herausgegeben vom Deutschen Institut für 
Normung Berlin, zu beziehen über den Beuth Verlag GmbH 10772 Berlin) verwiesen. Die 
DIN kann bei dem Fachbereich Stadtplanung und Bauaufsicht zu den Geschäftszeiten ein-
gesehen werden. 

Aus Sicht des vorbeugenden Lärmschutzes bestehen grundsätzlich keine 
Bedenken gegen das Vorhaben. 
 

4) Boden/Altlasten (Herr Kaiser, 32 38) 
 
Für den Geltungsbereich des Bebauungsplans ist im Bodenschutz- und Alt-
lastenkataster (BAK) der Stadt Leverkusen die nachfolgend genannte Flä-
che ausgewiesen: 

 SW 2070  -  Schule Dönhoffstraße 

Weitere Hinweise auf Altlasten oder sonstige schädliche Bodenveränderun-
gen liegen ausweislich der im Zuge der Erfüllung der Nachforschungspflicht 
eingesehenen und ausgewerteten Unterlagen [Bodenschutz- und Altlasten-
kataster (BAK), GIS Leverkusen „OSIRIS“, Topographische Karte TK 25, 
Deutschen Grundkarte DGK 5] für das Plangebiet nach heutigem Kenntnis-
stand nicht vor. 
Bei der im BAK unter der Bezeichnung „SW 2070 - Schule Dönhoffstraße“ 
geführten Fläche handelt es sich um ein unbefestigtes Spielplatzgelände im 
nordwestlichen Randbereich des Schulhofs. Im Zuge der stadtweiten Un-
tersuchungen von Kindergärten und Schulen sowie Spiel- und Bolzplätzen 
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wurden in 1991 und 1994 im Bereich der vorgenannten BAK-Fläche stich-
probenhafte Bodenuntersuchungen durchgeführt. 
Ausweislich der vorliegenden Befunde wurde bei den vorgenannten Unter-
suchungen in einer Tiefe von ca. 40-50 cm unter Geländeoberkante farblich 
auffällige Bodenschichten erbohrt. Die an Proben aus den auffälligen Bo-
denschichten durchgeführten chemischen Untersuchungen zeigten leicht 
erhöhte bis erhöhte Gehalte an Blei, Zink, Cadmium und polycyclischen 
aromatischen Kohlenwasserstoffen (PAK). 
Unter Berücksichtigung der im Untersuchungsbereich vorhandenen ca. 40 
cm mächtigen Abdeckung bzw. Auflage aus Rindenmulch bzw. Spielsand 
ist eine Gefährdung des Menschen durch die festgestellten Bodenverunrei-
nigungen nicht zu besorgen. Unbeschadet dessen wurde bereits in 1994 
empfohlen, die belasteten Bodenschichten bei Umbaumaßnahmen oder 
Nutzungsänderungen vorsorglich zu entfernen. Hinweise oder Belege über 
entsprechende (Sanierungs-)Maßnahmen liegen der UBB nicht vor. Es ist 
daher davon auszugehen, dass die auffälligen Bodenschichten im Unter-
grund verblieben sind. 
Für eine abschließende Beurteilung des nunmehr überplanten Geländes 
reichen die bislang vorliegenden Untersuchungsergebnisse nicht aus.  
Zur weiteren Erkundung der lateralen und vertikalen Schadstoffverteilung 
sind daher weitere Untersuchungsmaßnahmen erforderlich. 
Im Zuge des weiteren Verfahrens sind zur abschließenden Erkundung und 
Bewertung potentieller schädlicher Bodenveränderungen (im Geltungsbe-
reich des B-Plans) weitere Untersuchungen erforderlich. Art und Umfang 
der Untersuchungen sind im Vorfeld mit der Unteren Bodenschutzbehörde 
(UBB) abzustimmen. 
In Abhängigkeit von den Untersuchungsergebnissen sind in Abstimmung 
mit der Unteren Bodenschutzbehörde (UBB) und der Unteren Abfallwirt-
schaftsbehörde (UAB) ggf. Sanierungsmaßnahmen und/oder gezielte pla-
nungsrechtliche Restriktionen erforderlich. 
 

5) Wasser (Frau Marschollek, 32 15) 
 
Im vorgelegten Teil B des Umweltberichtes sind zu wasserwirtschaftlichen 
Themenstellung wie Auswirkungen auf das Grundwasser, Versiegelungs-
grad sowie Aussagen zur Baugrundsituation keine Aussagen enthalten, so-
dass erst nach Ergänzung bzw. Ausarbeitung der Themenstellungen eine 
abschließende Stellungnahme zum B-Plan erfolgen kann. 
 
Für den Bebauungsplanbereich ist kein Wasserschutzgebiet festgesetzt. 
Im Bebauungsplan befinden sich keine Grundwassermessstellen.  
 
Im Plangebiet befinden sich keine Oberflächengewässer und Hochwasser-
schutzanlagen. Der B-Planbereich befindet sich außerhalb des festgesetz-
ten Überschwemmungsgebietes, so dass für die Oberflächengewässer und 
für den Hochwasserschutz keine Anregungen vorzutragen sind. 
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Die entwässerungstechnischen Erschließung ist noch nicht abschließend 
beplant, sodass die Anforderungen allgemein formuliert werden. 
1. Die abwassertechnische Erschließung ist i. S. § 30/34 BauGB gesichert, 
wenn alle Anlagen zur Abwasserableitung und –behandlung den a. a. R. d. 
T. entsprechen. Eventuell erforderliche Sanierungsmaßnahmen der äuße-
ren Erschließung sind in der Planbegründung zu beschreiben bzw. in Ab-
stimmung mit dem Abwasserbeseitigungskonzept umzusetzen. 
2. Die abwassertechnische Erschließung hat gem. ABK/ NBK der TBL zu 
erfolgen bzw. ist in der Fortschreibung zu berücksichtigen und umzusetzen. 
Auf dieser Grundlage können alsdann die erforderlichen Festsetzungen für 
den B-Plan getroffen werden. 
3. Grundsätzlich ist eine Niederschlagswasserversickerung im Rahmen der 
Verhältnismäßigkeit, technischen Umsetzbarkeit sowie unter Berücksichti-
gung der Vorgaben aus dem Wasserhaushaltsgesetz und Landeswasser-
gesetz anzustreben. Hierfür ist ein entsprechendes Baugrundgutachten 
hinsichtlich der Bodenbeschaffung, -belastung und der Versickerungsfähig-
keit zu erarbeiten. Die Ergebnisse sind im Umweltbericht auszuwerten und 
darzustellen.  
 

6) Immissionsschutz (Herr Hillenbrand, 32 35) 
 
Nach Vorliegen detaillierterer Informationen zum Vorhaben sollte in einer 
gutachterlichen Stellungnahme die von dem Vorhaben ausgehenden Ge-
räuschemissionen auf die umgebende schützenswerte Bebauung ermittelt 
werden und untersucht werden, ob es durch die Verwirklichung des Vorha-
bens zu immissionsschutzrechtlichen Konflikten kommt.  
 

7) Abfall (Herr Königsmann, 32 37) 
 
Es sind bei der Planung ausreichend große Stellplatzflächen für Abfall-
sammelbehälter der Fraktionen Restmüll, Papier und gelbe Säcke für die 
Haushalte zur ordnungsgemäßen Getrennthaltung ihrer Abfälle zu berück-
sichtigen (§ 16 Abs. 4 Abfallentsorgungssatzung - AES). Des Weiteren soll-
te mögliches Potenzial für weitere Abfallfraktionen eingeplant werden. Die-
se Aspekte des Platzbedarfes und der Fahrzeugerreichbarkeit müssen bei 
der Planung beachtet werden. Ein Rückwärtsfahren des Müllfahrzeugs soll-
te grundsätzlich vermieden werden. 
 
Aufgrund der angestrebten Mehrfachnutzung der Gebäude und einer ten-
denziellen Zunahme der Betreuung im Offenen Ganztag, sollte auch von 
einer Zunahme des Müllvolumens ausgegangen werden. Der zukünftige 
Standplatz für die Müllbehälter sollte entsprechend dimensioniert und nach 
Möglichkeit durch das Müllfahrzeug unmittelbar anfahrbar sein bzw. sich in 
unmittelbarer Nähe der öffentlichen Verkehrsflächen befinden.  
 
Insbesondere Bodeneingriffe im Bereich der o. g. Altlast sind fachgutachter-
lich zu begleiten und bereits im Vorfeld der Unteren Abfallwirtschaftsbehör-
de mitzuteilen. Alle anfallenden Aushubmassen, die vom Grundstück ent-
sorgt werden, sind vor dem Hintergrund des urbanen Siedlungsbereiches 
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im Haufwerk zu beproben(LAGA 20 PN 98), zu untersuchen (LAGA 20 / 
DepV), abfallrechtlich einzustufen und ordnungsgemäß zu entsorgen. 
 
Im Zusammenhang mit dem Rückbau von Gebäuden (sowohl im Rahmen 
eines Abbruchantrages, wie auch außerhalb eines offiziellen Genehmi-
gungsverfahrens) ist die zuständige Behörde (Bezirksregierung Köln / Unte-
re Abfallwirtschaftsbehörde Leverkusen) frühzeitig im Vorfeld der Bautätig-
keiten zu beteiligen. Weitere Einzelheiten werden im Rahmen des weiteren 
Beteiligungsverfahrens zu den konkreten Baumaßnahmen formuliert. 
 
Für Rückfragen stehen die v. g. Mitarbeiter gerne zur Verfügung. 
 
Gez. Beier-Witte 

 
 

Anlage 
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Anlage 
zu 1) Anlage zur Stellungnahme des FB 32 vom 26.03.2018: 

 
322-15.05-ko 18. Dezember 2017 
Herr Kossler 
  406 32 47 
  406 32 02 
 
 
Fachbereich 61 – Herr Burau 
 
 
Bebauungsplan Nr. 236/I  „Wiesdorf  -  Grundschule Dönhoffstraße“ 

-  Vorentwurf 
 
Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehörde 
 
 
 
Aus der Sicht der Unteren Naturschutzbehörde (UNB), der Belange Natur-, 
Landschafts- und Artenschutz gibt es keine Bedenken im Hinblick auf den 
Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. 236/I  „Wiesdorf  - Grundschule Dön-
hoffstraße“. 
 
Die vorhandene Feuerwache soll im Erdgeschoß ein Quartierzentrum erhal-
ten. Hierzu wird diese umgebaut. 1. OG und Dachbereich bleiben unverän-
dert. Da nur das Erdgeschoß umgebaut wird, ist eine artenschutzrechtliche 
Bewertung nicht erforderlich. 
 
Weiter geplant ist der Neubau einer Sport-  und Gymnastikhalle. Aus den 
zur Verfügung gestellten Planunterlagen geht der Standort der Halle nicht 
hervor. Insofern ist nicht erkennbar ob der östlich der Feuerwache und 
randlich vorhandene ältere Baumbestand betroffen ist. Befindet sich der 
Standort auf derzeit versiegelten Flächen ist eine artenschutzrechtliche Be-
trachtung nicht erforderlich. Sofern älterer Baumbestand entfernt werden 
muss, wird darauf hingewiesen, dass Einzelbäume an diesem Standort im 
Siedlungsbereich jederzeit gefällt werden können, wenn ausgeschlossen 
ist, dass Brutvögel, Eichhörnchenkobel oder Höhlen mit Fledermäusen vor-
handen sind. 
 
Es wird allerdings empfohlen Bäume nur außerhalb der Brutzeit der Vögel 
zu entfernen. Hecken und Gebüsch sind in dieser Zeit, vom 1. März bis 30. 
September, geschützt und dürfen nicht ohne Genehmigung der UNB ent-
fernt werden. 
 
Sofern eine Fällung außerhalb der Brutzeit der Vögel nicht möglich ist, 
muss ein Fachgutachter die Bäume zuvor begutachten und beim Vorhan-
densein geschützter Tiere das weitere Vorgehen mit der UNB abstimmen. 
 
gez. Kossler  
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung:  
 
Zu 1): Ein Artenschutzgutachten zum Bebauungsplan ist in diesem Fall nicht notwen-

dig, da keine planungsrelevanten Arten im Plangebiet bekannt sind. Sollten zu-
künftig Eingriffe in die ökologisch wertvollen Baumstandorte erfolgen, so sind 
diese vor einer Fällung durch einen Artenschutzgutachter zu untersuchen. Glei-
ches gilt analog für den Abriss von Gebäuden (Habitat von Fledermäusen u. ä.). 

 Zu beiden Sachverhalten wurden entsprechende Hinweise in den Bebauungs-
plan aufgenommen. 

 
Zu 2): Die Hinweise auf das Kleinklima und die Lufthygiene sowie die Anregungen zur 

Fassadenbegrünung und den Erhalt bzw. die Vermehrung der Baumstandorte 
werden zur Kenntnis genommen. Als Beitrag zum Klimaschutz sollen die Dach-
flächen des Neubaues Offener Ganztag/Mensa begrünt werden.  

 
Zu 3): Der Hinweis auf eine möglicherweise geringfügige Überschreitung der Orientie-

rungswerte der DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“ im nördlichen Bereich 
des Plangebietes wird zur Kenntnis genommen.  
Der Äußerung folgend, werden im Bebauungsplan maßgebliche Außenlärmpe-
gel gem. DIN 4109 (Januar 2018) „Schallschutz im Hochbau“ als Schutz vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen (§ 9 Abs.1 Nr. 24 BauGB) festgesetzt.  

 
Zu 4): Die genannte Bodenbelastung SW 2070 wurde mittlerweile in vergrößerter 

Form ins Boden- und Altlastenkataster der Stadt Leverkusen aufgenommen. 
Die mittlerweile das gesamte Plangebiet umfassende Fläche wird gemäß § 9 
Abs. 5 Nr. 3 BauGB im Bebauungsplan als „Fläche, deren Böden erheblich mit 
umweltgefährdenden Stoffen belastet sind“ gekennzeichnet.  
Durch die vorhandenen Versiegelungen und Abdeckungen ist keine akute Ge-
fährdung des Menschen und des Grundwassers zu besorgen. Im Zuge von 
möglichen Nutzungsänderungen (wie z. B. dem geplanten Bau einer Offenen 
Ganztagsschule/Mensa) wird im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens das 
weitere Vorgehen (z. B. die Entfernung des belasteten Bodens) mit der UBB 
rechtzeitig abgestimmt. 

 
Zu 5): Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. Für das Grundstück besteht 

gemäß § 44 Landeswassergesetz in Verbindung mit § 55 Abs. 2 Wasserhaus-
haltsgesetz keine Verpflichtung zur Niederschlagswasserbeseitigung, so dass 
hierfür kein entsprechendes Boden- und Versickerungsgutachten erforderlich 
ist. Im Zuge der geplanten Bauvorhaben ist eine Baugrunduntersuchung im 
Baugenehmigungsverfahren zu erstellen und auszuwerten. Die Umsetzung der 
Empfehlung zur Versickerung von Niederschlagswasser auf dem Grundstück ist 
dann zu prüfen. 

 
Zu 6): Im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens werden entsprechende Lärmgutach-

ten erstellt. Es ist davon auszugehen, dass die Erweiterungen der beiden be-
reits vorhandenen Schulen und die Nutzungsänderung der Feuerwache in ei-
nen Quartierstreffpunkt durch Auflagen in der Baugenehmigung hinreichend ge-
löst werden können.  
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Zu 7): Die Hinweise auf die Standorte der Abfallsammelbehälter sowie ihre Dimensio-

nierung und Erschließung werden zur Kenntnis genommen. 
 Die Hinweise zur Entsorgung der belasteten Böden und die Einbeziehung der 

Bezirksregierung Köln beim Rückbau der Gebäude wurden an den FB 65 - Ge-
bäudewirtschaft weitergeleitet. 

 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen im Punkt 3) wird gefolgt. 
 
Die Äußerungen in den Punkten 1), 2), 4), 5), 6) und 7) werden zur Kenntnis genom-
men. 
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I/B 02: IHK Köln, Schreiben vom 26.03.2018 

 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.  
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I/B 03: Bezirksregierung Köln, Schreiben vom 09.04.2018 
 

 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.  
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I/B 04: Unitymedia NRW GmbH, Schreiben vom 27.03.2018 
 

 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.  
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I/B 05: LVR-Amt für Denkmalpflege, Schreiben vom 16.04.2018 
 

 
 
 
  

1) 

2) 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung:  
 
Zu 1) Die Festsetzung einer Baulinie wurde in den Bebauungsplan-Entwurf aufge-

nommen und das Baudenkmal als Einzeldenkmal nachrichtlich übernommen. 
Zu 2)  Die Belange der Denkmalpflege wurden in den Umweltbericht aufgenommen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird gefolgt. 
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I/B 06: LVR-Amt für Bodendenkmalpflege, Schreiben vom 03.04.2018 

 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Bestimmungen des Denkmalschutzgesetztes hinsichtlich der Meldepflicht und des 
Veränderungsgebotes bei der Entdeckung von Bodendenkmälern werden als Hinweis 
in den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Äußerung wird gefolgt.  
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I/B 07: Bezirksregierung Düsseldorf, KBD, Schreiben vom 23.02.2018 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Empfehlung, vor Beginn der anstehenden Baumaßnahmen eine Kampfmittelun-
tersuchung durchzuführen, wird gefolgt.  Die Äußerung wurde an den FB 65 - Gebäu-
dewirtschaft weitergeleitet. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Äußerung wird gefolgt.  
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I/B 08: Energieversorgung Leverkusen GmbH, Schreiben vom 09.04.2018 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Hinweise wurden zur Beachtung an den Fachbereich 65 - Gebäudewirtschaft wei-
tergeleitet. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird gefolgt.   
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I/B 09: Amprion GmbH, Schreiben vom 22.03.2018 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
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I/B 10: Deutsche Telekom Technik GmbH, Schreiben vom 16.03.2018 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Hinweise werden zur Beachtung an den Fachbereich 65 - Gebäudewirtschaft wei-
tergeleitet. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.   
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I/B 11: Geologischer Dienst NRW, Schreiben vom 26.03.2018 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Hinweis auf die Erdbebengefährdung wird in den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Äußerung wird gefolgt.   
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I/B 12: E-Plus Service GmbH, Schreiben vom 23.03.2018 
 
 

 
 
Betrifft hier Richtfunk von E-Plus 
 
IHR SCHREIBEN VOM: 20.02.2018 
IHR ZEICHEN: 410-bau 
 
                                                                
 
Sehr geehrter Herr Bauerfeld, 
 
aus Sicht der E-Plus Service GmbH sind nach den einschlägigen raumordnerischen Grundsätzen die 
folgenden Belange bei der weiteren Planung zu berücksichtigen, um erhebliche Störungen bereits vor-
handener Telekommunikationslinien zu vermeiden: 

-          an das Plangebiet grenzt 1 Richtfunkverbindung  
 

 
 

Zur besseren Visualisierung erhalten Sie beigefügt zur E-Mail ein digitales Bild, welches den Verlauf 
unsere Punkt-zu-Punkt-Richtfunkverbindung verdeutlichen sollen. 
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Die farbigen Linien verstehen sich als Punkt-zu-Punkt-Richtfunkverbindungen der E-Plus Service 
GmbH. Das Plangebiet ist im Bild mit einer dicken roten Linie eingezeichnet. Die Linien in Magenta und 
rot haben für Sie keine Relevanz. 
Man kann sich diese Telekommunikationslinie als einen horizontal über der Landschaft verlaufenden 
Zylinder mit einem Durchmesser von rund 20-60m (einschließlich der Schutzbereiche) vorstellen (ab-
hängig von verschiedenen Parametern). Bitte beachten Sie zur Veranschaulichung die beiliegenden 
Skizzen mit Einzeichnung des Trassenverlaufes. Alle geplanten Konstruktionen und notwendige Bau-
kräne dürfen nicht in die Richtfunktrasse ragen. Wir bitten um Berücksichtigung und Übernahme der 
o.g. Richtfunktrasse in die Vorplanung und in die zukünftige Bauleitplanung bzw. den zukünftigen Flä-
chennutzungsplan. Innerhalb der Schutzbereiche (horizontal und vertikal) sind entsprechende Bauhö-
henbeschränkungen festzusetzen, damit die raumbedeutsame Richtfunkstrecke nicht beeinträchtigt 
wird.  
Es muss daher eine horizontaler Schutzkorridor zur Mittellinie der Richtfunkstrahlen von mindestens +/- 
30 m und einen vertikalen Schutzabstand zur Mittellinie von mindestens +/-10m einhalten wer-
den.                                                                                      
Wir bitten um Berücksichtigung und Übernahme der o.g. Richtfunktrassen einschließlich der geschilder-
ten Schutzbereiche in die Vorplanung und in die zukünftige Bauleitplanung bzw. den zukünftigen Flä-
chennutzungsplan. Innerhalb der Schutzbereiche (horizontal und vertikal) sind entsprechende Bauhö-
henbeschränkungen festzusetzen, damit die raumbedeutsamen Richtfunkstrecken nicht beeinträchtigt 
werden.  
Sollten sich noch Änderungen in der Planung / Planungsflächen ergeben, so würden wir Sie bitten uns 
die geänderten Unterlagen zur Verfügung zu stellen, damit eine erneute Überprüfung erfolgen kann. 
Bei Fragen, stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen / Yours sincerely 
 
i.A. Michael Rösch 
Behördenengineering 
Requestmanagement 
 
 
Bei Telefónica Germany GmbH & Co. OHG zu erreichen unter: 
Südwestpark 38, 90449 Nürnberg 
Mobil: +49 174 – 349 67 03 
mail: o2-MW-BImSchG@telefonica.com 
 
Anfragen zu Stellungnahmen für E-Plus & Telefonica gerne an: o2-mw-BImSchG@telefonica.com, 
oder auf dem Postweg an: Telefónica Germany, Südwestpark 38, 90449 Nürnberg 
 
Die E-Plus Service GmbH, E-Plus-Straße 1, 40472 Düsseldorf ist ein Mitglied der Telefónica Deutsch-
land Gruppe 

 

 
Este mensaje y sus adjuntos se dirigen exclusivamente a su destinatario, puede contener información privilegiada o confidencial 
y es para uso exclusivo de la persona o entidad de destino. Si no es usted. el destinatario indicado, queda notificado de que la 
lectura, utilización, divulgación y/o copia sin autorización puede estar prohibida en virtud de la legislación vigente. Si ha recibido 
este mensaje por error, le rogamos que nos lo comunique inmediatamente por esta misma vía y proceda a su destrucción. 
 
The information contained in this transmission is privileged and confidential information intended only for the use of the individual 
or entity named above. If the reader of this message is not the intended recipient, you are hereby notified that any dissemination, 
distribution or copying of this communication is strictly prohibited. If you have received this transmission in error, do not read it. 
Please immediately reply to the sender that you have received this communication in error and then delete it. 
 
Esta mensagem e seus anexos se dirigem exclusivamente ao seu destinatário, pode conter informação privilegiada ou confiden-
cial e é para uso exclusivo da pessoa ou entidade de destino. Se não é vossa senhoria o destinatário indicado, fica notificado de 
que a leitura, utilização, divulgação e/ou cópia sem autorização pode estar proibida em virtude da legislação vigente. Se recebeu 
esta mensagem por erro, rogamos-lhe que nos o comunique imediatamente por esta mesma via e proceda a sua destruição 
 
 
  

mailto:o2-MW-BImSchG@telefonica.com
mailto:o2-mw-BImSchG@telefonica.com
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Hinweis auf die  Richtfunkverbindung und die Beteiligung im Baugenehmigungs-
verfahren wird in den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Äußerung wird gefolgt. 
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I/B 13: Ericson GmbH, Schreiben vom 26.03.2018 
 

 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.  
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I/B 14: Stadt Monheim am Rhein, Schreiben vom 27.03.2018 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stadt Monheim wird im weiteren Verfahren gemäß § 4 Abs. 2 BauGB beteiligt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Äußerung wird gefolgt.  
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I/B 15: Vodafone GmbH, Schreiben vom 15.03.2018 
 

 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.  
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I/B 16: PLEdoc GmbH, Schreiben vom 19.03.2018  
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Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.  
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I/B 17: Bundesamt für Infrastruktur, … der Bundeswehr,  
Schreiben vom 15.03.2018 

 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die geplanten baulichen Anlagen werden eine Höhe von 30 m über Grund nicht über-
schreiten. Die Äußerung wurde hierzu an den FB 65 - Gebäudewirtschaft weitergelei-
tet. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.  
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I/B 18: Polizeipräsidium Köln, Schreiben vom 20.03.2018  
 

 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.  
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I/C: Äußerungen der Fachbereiche und städtischen Betriebe 
 
I/C 01: Technische Betriebe der Stadt Leverkusen, Schreiben vom 14.03.2018 

 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.  
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I/C 02: Fachbereich 66 – Tiefbau, Schreiben vom 29.03.2018 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Plangebietsgrenze wurde dahingehend geändert, dass der Gehweg und die Bus-
haltestelle nun nicht mehr Teil des Bebauungsplangebietes sind. Der Bestand der ge-
widmeten öffentlichen Verkehrsfläche ist damit weiterhin gesichert. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Äußerung wird gefolgt.  
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I/C 03: Fachbereich 20, Abt. 204 Liegenschaften, Schreiben vom 04.04.2018 
 

 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Äußerung wird durch die Festsetzung eines Geh- und Fahrrechtes zugunsten der 
Anlieger der vorderen beiden Nachbargrundstücke mit einer Anbindung an die Mos-
kauer Straße gefolgt. Darüber hinaus stünde ein Geh- und Fahrrecht in Konkurrenz 
zum Nutzungszweck der Gemeinbedarfsfläche und wird daher nicht weiter ausge-
dehnt.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Äußerung wird gefolgt. 
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